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Geſetz⸗-Sammlung 
fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 31. — 


(Nr. 3786.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreisobligationen 
u ee Kreiſes im Betrage von 98,600 Rthlrn. Vom 
* a + 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem von den Kreisſtanden Fuͤrſtenthumſchen Kreiſes auf den Kreis⸗ 
tagen vom 30. Januar und 11. Mai 1852. beſchloſſen worden, die zur Aus⸗ 
führung des Baues von Chauffeen, und zwar a 


1) von Köslin nach Bublitz, 
2) von Köslin über Groß⸗Moͤllen nach dem Oſtſeeſtrande, und a 
3) von Kolberg bis an die Greiffenberger Kreisgrenze bei Neubruͤck, 


erforderlichen Geldmittel im Wege einer Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den 
Antrag der gedachten Kreisftände: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lau⸗ 
tende, mit Zinskupons verſehene, Seitens der Gläubiger unkuͤndbare Kreisobli⸗ 
gationen zu dem angenommenen Betrage von 98,600 Thalern ausſtellen zu 
duͤrfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der Glaͤubiger noch der Schuld⸗ 
ner etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemäßheit des $. 2. des Geſetzes vom 
17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen des Fuͤrſtenthumſchen Kreis 
ſes zum ge von: Acht und neunzig tauſend und ſechshundert 
Thalern, welche in folgenden Apoints: 


20,000 Rthlr. K. .. 5 1000 Rthlr., 
. 500 = 
30,00 = A... 100 
1 3 
98, 600 Rthlr. 
Jahrzang 4853, (Nr 3786.) 62 nach 


Ausgegeben zu Berlin den 13. Juli 1853, 


r r r ] ˙— nd, Zu 4 a 


nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit 
vier Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtim⸗ 
menden Folgeordnung vom 1. Januar 1854. ab mit jahrlich Einem Prozent 
des Kapitals zu tilgen ſind, durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere landes— 
herrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder In⸗ 
haber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertra⸗ 
gung des Eigenthums nachweiſen zu duͤrfen, geltend zu machen befugt iſt. 


Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen, und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obliga⸗ 
tionen eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staates nicht uͤbernommen wird, iſt 
durch die Geſetz-Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Charlottenburg, den 16. Mai 1853. 
(L. S) Friedrich Wilhelm. 


v. d. Heydt. v. Weſtphalen. v. Bodelſchwingh. 
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Obligation 8 
des 
Fürſtenthumſchen Kreiſes 
. 9 28 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau des Fuͤrſtenthumſchen 
Kreiſes bekennt auf Grund der, von den Königlichen Minifterien des Innern 
und der Finanzen unterm 4. März 1853. beſtätigten Kreistagsbeſchluͤſſe vom 
30. Januar und 11. Mai 1852. ſich Namens des Kreiſes durch dieſe für jeden 
Inhaber gültige, Seitens der Glaͤubiger unkuͤndbare Verſchreibung zu einer 
Schuld von Thalern Preußiſch Kurant, nach dem Muͤnzfuße von 
1704., welche für den Fuͤrſtenthumſchen Kreis kontrahirt worden, und mit vier 
Prozent jährlich zu verzinſen iſt. 

Die gehn gebt geſchieht vom Jahre 1854. ab allmaͤhlig aus einem 
zu dieſem Behuf gebildeten Tilgungsfonds von jährlich Einem Prozent des 
Kapitals. Die Folgeordnung der Schuldverſchreibungen wird durch das Loos 
beſtimmt. Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital nach der im Amts⸗ 
blatte der Königlichen Regierung zu Koͤslin deshalb ergehenden öffentlichen Be- 
kanntmachung zurückzuzahlen iſt, wird es in halbjaͤhrlichen Terminen von heute 
ab gerechnet mit vier Prozent verzinſt. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 

abe der ausgegebenen Zinsſcheine und dieſer Schuldverſchreibung. Zur Sicher: 
Ber hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der Kreis mit ſeinem 
gen. 


, Deſſen zur Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unferer Unter: 
ſchrift ertheilt. f fertigung f 


Koͤslin, den ten 185. 
Die ftändifche Kommiſſion für den Chauſſeebau im Fürſten⸗ 
thumſchen Kreiſe. 


Mit dieſen Obligationen find zwölf Zins⸗ 
Kupons von Nr. 1. bis 12. mit gleicher Un⸗ 
terſchrift ausgegeben, deren Ruͤckgabe bei fruͤ⸗ 
herer Einloͤſung des Kapitals mit der Schuld⸗ 
verſchreibung erfolgt. 


en 


Cr. 3786) 62* Zins⸗ 


42 
. 


Rr 


5 — is — 
0 Zins-Kupon 
zu der 
Kreis⸗Obligation des Fürſtenthumſchen Kreiſes 
an „ über ..... .. Thaler Kurant. 


(Die Zinskupons werden fuͤr jedes Halbjahr beſonders ausgefertigt.) 


Inhaber dieſes empfaͤngt in der Zeit vom 26. Juni bis 2. Juli 18. 
(reſp. vom 28. Dezember 18. bis 3. Januar 18...) 


gegen Ruͤckgabe dieſes Kupons an halbjaͤhrlichen Zinfen bei der Kreis-Kom— 
munalkaſſe hierfelbft...... Thaler ..... Silbergroſchen. 


Die innerhalb vier Jahren nach der Faͤlligkeit, vom Schluß des betref⸗ 
fenden Halbjahres gerechnet, nicht abgehobenen Zinſen verfallen der Chauſſee⸗ 
baukaſſe. Geſetz vom 31. März 1838. H. 2. Nr. 5. (Geſetz-Sammlung S. 249.) 


Koͤslin, den ten ... , 18. 
Die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im Fürſten⸗ 
aan thumſchen FR f f 


(Nr. 3787.) 
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(Nr. 3787.) Geſetz, die von den Eiſenbahnen zu entrichtende Abgabe betreffend. Vom 
30. Mai 1853. | 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen dc. ꝛc. 


verordnen, mit Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


H. 1. 


Von ſaͤmmtlichen Eiſenbahn-Aktiengeſellſchaften ift eine Abgabe zu ent⸗ 
richten, welche nach den näheren Beſtimmungen dieſes Geſetzes von dem Rein— 
ertrage der Eiſenbahnunternehmungen erhoben wird. 

Die Abgabe wird zuerſt im Jahre 1854. von dem Reinertrage der Eiſen— 
bahnen in dem Betriebsjahre 1853. erhoben. 


* 


$. 2. 


Als Reinertrag der Eiſenbahnunternehmungen ($. 1.) iſt derjenige Er⸗ 
trag anzuſehen, welcher nach Abzug der Verwaltungs, Unterhaltungs: und 
Betriebskoſten, ferner des erforderlichen Beitrages zum Reſervefonds, ſowie der 
zur planmäßigen Verzinſung und Tilgung der etwa gemachten Anleihen erfor 
derlichen Beträge auf das verwendete Aktienkapital zur Vertheilung kommt. 

Kapitalien, für welche ein feſter Zinsſatz ohne Theilnahme an der Divi⸗ 
dende angeordnet iſt, werden hierbei, auch wenn ſie durch Ausgabe ſogenannter 
Prioritätsaktien aufgebracht worden find, zum Aktienkapitale nicht gerechnet, 
ſondern den Anleihen gleich geachtet. | 


H. 3. 


Die Abgabe iſt für jede Eiſenbahn nach dem in jedem einzelnen Jahre 
aufkommenden Reinertrage (F. 2.) zu berechnen und ſtuft ſich nach der Hoͤhe 
deſſelben dergeſtalt ab, daß von einem Reinertrage bis zu einſchließlich vier Pro⸗ 
zent des Aktienkapitals 4% dieſes Ertrages; 

bei einem hoͤheren Reinertrage aber außerdem, und zwar: 

von dem Mehrertrage uͤber vier bis zu fünf Prozent einſchließlich zu dieſer 
Ertragsquote; 5 

von dem Mehrertrage uͤber fuͤnf bis zu ſechs Prozent einſchließlich 3j dieſer 
Ertra A 

von dem Mehrertrage über ſechs Prozent 16 dieſer Ertragsquote 


zu entrichten ſind. 
(Nr. 3787.) Es 


nnn . ·;AmAm ̃ Um ]?'— nn pin ze 


= 0 = 


wenn ber Reinertrag welcher den Aktionairen 


dafuͤr ſich ſtellt au an Zinſen und Divi⸗ 
0... i denden verbleibt 


und fo weiter für jede 50 Rthlr. Reinertrag 10 Rthlr. Abgabe mehr. 


H. 4. 


Auch diejenigen Eiſenbahngeſellſchaften, welche a einen ge⸗ 
wiſſen Antheil von dem uͤber einen beſtimmten Propentfag des Aktienkapitals 
hinausgehenden Reinertrage dem Staate vorweg zu überlaſſen haben, unterlie⸗ 
gen der Abgabe in der Art, daß dieſelbe von dem, nach Abzug des ſtatuten⸗ 
maͤßigen Antheils des Staates, an die Aktionaire zur Vertheilung kommenden 
Reingewinn nach der Beſtimmung des H. 2. erhoben wird. 

Die Erhebung der Abgabe von denjenigen Eiſenbahnen, bei denen der 
Staat ſich durch Uebernahme einer Zinsgarantie betheiligt hat, unterbleibt für 
die Jahre, in welchen, in Folge der übernommenen Zinsgarantie, Zuſchuͤſſe aus 
der Staatskaſſe zu leiſten ſind. 


H. ö. 


Der Betrag der 8 entrichtenden Abgabe wird nach Ablauf eines jeden 
Betriebsjahres für jede Eiſenbahngeſellſchaft mit Beruͤckſichtigung des von dem 
betreffenden Eiſenbahnkommiſſariate, für die unter Staats verwa tung ſtehenden 
Eiſenbahnen, mit Beruͤckſichtigung des von der betreffenden Verwaltungs behoͤrde 
einzureichenden Abſchluſſes, nach welchem die Berechnung der auf die Aktien 
zu vertheilenden Zinſen und Dividenden erfolgt, von derjenigen Regierung, in 
deren Bezirk die Direktion der bezuͤglichen Eiſenbaͤhngeſellſchaft ihren Sitz hat, 
— für diejenigen Eiſenbahngeſellſchaften aber, deren Direktionen ihren Sitz in 
Berlin haben, von dem Generaldirektor der Steuern feſtgeſetzt. 

f Der 


& 
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Der feſtgeſetzte Betrag iſt ſodann innerhalb ſechs Wochen nach der Be— 
haͤndigung der diesfaͤlligen Zahlungsaufforderung an die Hauptkaſſe derjenigen 
Regierung, welche den Betrag der Abgabe feſtzuſetzen hat, von den in Berlin 
—— — habenden Eiſenbahndirektionen direkt an die General-Staatskaſſe, 
abzufuͤhren. > 

Derjenigen Behörde, welche den Betrag der Abgabe feſtzuſetzen hat, liegt 
auch deren exekutiviſche Einziehung ob, wenn eine ſolche noͤthig werden ſollte. 


§. 6. 


Der Ertrag der Abgabe iſt behufs Amortiſation der in dem Eiſenbahn— 
unternehmen angelegten Aktienkapitalien in der Art zu verwenden, daß mittelſt 
deſſelben Stammaktien der bezuͤglichen Geſellſchaft im Wege des freien Ver⸗ 
kehrs angekauft und die Zinſen und Dividenden, welche auf die angekauften 
Aktien fallen, zu gleichem Zwecke benutzt werden. 

Die angekauften Aktien werden für immer außer Kurs geſetzt und bei 
der Hauptverwaltung der Staatsſchulden niedergelegt. 


H. 7. 
Die Beſtimmungen der $$. 1—6. finden auf ſämmtliche, im Privateigen⸗ 


thum befindliche Eiſenbahnen Anwendung, ſoweit nicht fuͤr einzelne Bahnen 
durch Staatsvertraͤge ein Anderes feſtgeſetzt iſt. 


$ 8. 


Der Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten und der 
Finanzminiſter find mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. Regens Io u 


Gegeben Charlottenburg, den 30, Mai 1853, 


d. 8) Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodel ſchwingh. v. Bonin. 


—— — H— 
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(Nr. 3788.) Verordnung wegen Abaͤnderung und reſp. Ergaͤnzung des Reglements fuͤr die 
Provinzial⸗Feuerſozietaͤt der Provinz Poſen vom 5. Januar 1836. (Geſetz⸗ 
Sammlung Seite 85. ff.) und der daſſelbe abaͤndernden Erlaſſe vom 
6. Auguſt 1841. (Geſetz-Sammlung Seite 293.) und vom 20. Februar 
1846. (Gefeg- Sammlung Seite 88.). Vom 6. Juni 1853. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen dc. ıc. 


verordnen nach Anhoͤrung der in den Jahren 1851. und 1852. verſammelt 
geweſenen Provinzialſtaͤnde zur Ergänzung des für die Provinz Poſen beſtehen⸗ 


den Immobiliar- Feuerſozietaͤts⸗ eglements vom 5. Januar 1836,, auf den 
Antrag Unſeres Miniſters des Innern, was folgt: 


Zu H. 6. 


Als zu einem Gebäude gehörig werden auch diejenigen, dem Zwecke des 
Gebaͤudes dienenden Geraͤthſchaften erachtet, welche zwar an ſich die Eigenſchaft 
beweglicher Sachen haben, wegen ihrer Größe, Aufſtellung und ſonſtigen Be: 
ſchaffenheit aber nicht leicht oder nur durch beſondere Anftalten aus dem Ge⸗ 
baͤude entfernt werden koͤnnen, Z. B. Glocken, Orgeln, Braupfannen, Kuͤhl⸗ 
ſchiffe, Maſchinerien und dergleichen. 

Der Beſitzer iſt jedoch nicht verpflichtet, Geraͤthſchaften dieſer Art mit 
zu verſichern; dagegen iſt auch die Provinzial - Feuerfozietäts - Direktion befugt, 
die Verſicherung derſelben aner hei, wenn fie ſolche nach vorheriger Einholung 
— . r. der Polizeibehoͤrde und der Kreisdirektion nicht fuͤr ange⸗ 
meſſen haͤlt. 5 


Zu g. 7. 


Die Vorſchrift des §. 7. Nr. A, und 8. des Reglements, wonach Zucker⸗ 
ſiedereien und Cichorienfabriken, ſowie Schmieden, die nicht Stein? oder 
Metall⸗Bedachung haben, wegen zu großer Feuergefaͤhrlichkeit gar nicht in die 
Feuerſozietaͤt aufgenommen werden duͤrfen, und die Beſtimmung des Erlaſſes 
vom 6. Auguſt 1844. zu t. (Geſetz Sammlung Seite 293.), wonach die Vor⸗ 
ſchrift des H. 7. Nr. 8. des Reglements nur auf Schmelzhuͤtten, Hochoͤfen, 
Eiſen⸗, Kupfer⸗ und Blechhaͤmmer Anwendung finden ſoll, werden aufgehoben 
(efr. Zuſatz zu H. 8.). 


Zu g. 8. 


Unter den näheren Bedingungen des H. 8. des Reglements find kuͤnftig 
auch aufnahmefaͤhig: Zuckerſiedereien und Cichorienfabriken, inſofern die Zucker⸗ 
ſtuben in erſteren und die Trockenraͤume in den Cichorienfabriken in einer nicht 
feuergefährlichen Art geheizt werden; Glas- und Schmelzhuͤtten; ke 

; iſen⸗ 
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Eiſen⸗, Kupfer: und Blechhaͤmmer; Schmieden, die nicht Stein- oder Metall- 
Bedachung haben, fo wie die Nebengebäude der nach H. 7. des Reglements 
nicht aufnahmefaͤhigen Fabriken und Anſtalten. 


Zu H. 9. 
Der H. 9. des Reglements wird aufgehoben, und ſtatt deſſen verordnet: 


Die vorſtehend und im §. 7. und 8. des Reglements ausgeſprochene 
Beſchraͤnkung der Verſicherung bezieht ſich weder auf die Wohngebaͤude der 
Beſitzer der Fabriken oder Anſtalten, ihrer Arbeiter und Werkleute, noch auf 
andere Gebaͤude, welche nach dem Ermeſſen der Provinzial-Feuerſozietäts⸗ 
Direktion mit der Fabrik oder Anſtalt nicht im feuergefährlichen Verkehr ſtehen, 
infofern ſolche von den nach F. 7. und 8. des Reglements und den vorſtehenden 
Zufäßen Cu H. 7, und H. 8.) unbedingt oder bedingungsweiſe ausgeſchloſſenen 
Gebäuden im Sinne des H. 30. iſolirt liegen. Bilden dieſelben für ſich ein 
beſonderes Gehoͤfte, welches nach dem Ermeſſen der Provinzial⸗Direktion in 
keinem feuergefährlichen Verkehr mit dem Fabrikgehoͤfte ſteht, fo ſollen dieſelben, 
auch bei nicht iſolirter Lage, ebenſo wie alle Gebaͤude, in welchen ſich Werk⸗ 
ftätten der Grob⸗, Huf⸗, Nagel⸗, Bohr- und Zeugſchmiede, ſowie der Schloffer, 
Klempner, Gelbgießer u. ſ. w. befinden, und die mit ſolchen Werkſtaͤtten in 
unmittelbarem Zuſammenhange ſtehenden Wohngebaͤude, zu den gewöhnlichen 
Beitragsſaͤtzen bei der Provinzial⸗Feuerſozietaͤt aufgenommen und als gewoͤhn⸗ 
liche Gebäude klaſſiftzirt werden. Die Provimial⸗ Direktion hat bei Beurthei⸗ 
lung der Frage: ob ein feuergefaͤhrlicher Verkehr der erwaͤhnten Art ſtattfinde, 
zuvor das Gutachten der Polizeibehoͤrde und der Kreisdirektion einzuholen. 


Zu H. 15. 


Unter Aufhebung des F. 15. des Reglements, fowie der Erlaſſe vom 
6. August 1841. zu 2. und vom 20. Februar 1846. (Geſetz⸗Samml. S. 88.), 
wird Folgendes verordnet: 


Der Eintritt in die Sozietät ſowohl, als eine Erhöhung der Verſicherungs— 
Summe iſt zu jeder Zeit, jedoch nur unter der Bedingung geſtattet, daß der⸗ 
jenige, welcher außer den regelmäßigen Rezeptions⸗Terminen vom 1. Januar 
und 1. Juli neu beitreten, oder feine Berſicherungs-Summe erhoͤhen laſſen 


will, den vollen Beitrag fuͤr das laufende Halbjahr zu entrichten hat. 


Die Verſicherung wird erſt durch die ausgeſprochene Genehmigung des 
Antrages auf neue Verſicherung reſp. auf Erhöhung durch die Provinzial 
Feuerſozietaͤts⸗Direktion rechtsguͤltig. Falls dieſe ohne Weiteres ertheilt wird, 
beginnt die rechtliche Wirkung des Vertrages mit der Mittagsſtunde des Tages, 
an welchem der Antrag des Verſichernden bei der Provinzial- Direktion praͤ⸗ 
ſentirt worden iſt, oder wenn der Verſicherer die Einreichung ſeines Antrages 
bei der Kreisdirektion gleichzeitig der Provinzial-Direftion angezeigt hatte, eben⸗ 
falls unter Vorausſetzung der ſofort ertheilten Genehmigung mit der Mittags⸗ 

Jahrgang 1883. (Nr. 3788.) 63 ftunde 
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ſtunde des Tages, an welchem die Praͤſentation des Antrages bei der Kreis⸗ 
direktion erfolgt iſt. Kann die Provinzial⸗Direktion ihre Genehmigung des An⸗ 
trages nicht ohne Weiteres ertheilen, ſondern findet ſie vielmehr uͤckfragen 
oder Abaͤnderungen nöthig, fo beginnt die rechtliche Wirkung des Verſicherungs⸗ 
Vertrages erſt mit dem Anfange der erſten Stunde des Tages, von welchem 
das Genehmigungsdekret der Provinzial⸗Direktion datirt iſt. 5 

Damit übrigens die Rechtsguͤltigkeit der Anträge auf neue Verſicherung 
reſp. Erhoͤhung der Verſicherungs-Summe ſo zeitig als moͤglich herbeigefuͤhrt 
werde, ſoll jede uͤber 24 Stunden lange Verzoͤgerung bei Abſendung eines 
nach den Vorſchriften des Reglements und den nachfolgenden Zuſatz-⸗Beſtim⸗ 
mungen (olr. Zuſatz zu H. 21. und $. 80.) feftgeftellten Verſicherungs⸗Antrages 
reſp. an die Kreisdirektion und an die Provinzial-Direktion an den betreffen⸗ 
den Beamten mit einer Ordnungsſtrafe bis zu zehn Thalern geahndet werden; 
auch haben die zur Empfangnahme der Verſicherungs-Antraͤge verpflichteten 
Beamten dem Verſicherer, er mag dies fordern oder nicht, eine Beſcheinigung 
darüber zu ertheilen, wann, und namentlich zu welcher Stunde, der Antrag 
praͤſentirt worden iſt. 

Der Austritt aus der Sozietaͤt, die Klaffenerhöhung und die freiwillige 
Herunterſetzung der Verſicherungs-Summe, ſofern und ſoweit dies an ſich 
zuläffig iſt, findet nur zu den regelmäßigen Terminen, dem 1. Januar und 
1. Juli jeden Jahres, ſtatt. Die nothwendige Herunterſetzung der Ver⸗ 
ſicherungs-Summe und der Klaſſen, ſowie die nothwendige Entlaſſung aus 
der Sozietaͤt treten, ſobald fie (F. 26.) feſtgeſtellt find, in Wirkſamkeit. Ein 
Jeder aber, welcher aus der Sozietät austritt, oder deſſen Verſicherungs⸗ 
Summe heruntergeſetzt wird, muß ohne Unterſchied der Faͤlle und ſelbſt dann, 
wenn das verſicherte Gebaͤude untergegangen iſt, oder die Verſicherungsfaͤhig⸗ 
keit verloren hat, die vollen Beiträge für das laufende Halbjahr entrichten. 
Eine Ausnahme hiervon findet ſtatt, wenn in Stelle eines abgebrochenen Ge⸗ 
baͤudes ein neues erbaut und dieſes im Laufe des Halbjahres, in welchem der 
Abbruch erfolgte, bei der Sozietät mindeſtens mit der Verſicherungs-Summe 
des abgebrochenen, oder wenn dies nicht zulaſſig iſt, mit der höchften zulaͤſſigen 
Verſicherungs-Summe verfichert wird; in dieſem Falle bleibt der Beſitzer des 
abgebrochenen Gebaͤudes befreit von den Beitraͤgen für das Halbjahr, in 
welchem die Verſicherung des neuen Gebäudes erfolgt iſt. N 

Ausnahmsweiſe kann eine Klaſſenerhoͤhung mit ſogleich eintretender recht⸗ 
licher Wirkung ſtattfinden, wenn dieſelbe die Folge einer baulichen Veraͤnderung 
iſt, und zugleich auf fofortige Erhöhung der Verſicherungs-Summe angetragen 
und dieſe genehmigt wird. 


Zu . 16, 


0 Der F. 16. des Reglements wird aufgehoben, und ſtatt deſſelben ver- 
ordnet: | 

Die Verſicherungs⸗Summe darf den gemeinen Werth derjenigen Theile 

des verſicherten Gebaͤudes, welche durch Feuer zerſtoͤrt oder beſchaͤdigt wei 

Ns 


— 455 — 


koͤnnen, nicht allein niemals überfteigen, ſondern es foll auch Fein Gebäude der 
erſten vier Klaſſen höher, als zu ſieben Achttheilen (873 Prozent), kein Ge: 
baͤude der fünften und ſechsten Klaſſe höher als zu drei Viertheilen (75 Prozent), 
und kein Gebaͤude der ſiebenten und achten Klaſſe hoͤher als zu zwei Dritteln 
(663 Prozent) dieſes Werths zur Verſicherung angenommen werden duͤrfen. 


Unter den der Verſicherung nicht unterworfenen Theilen eines Gebaͤudes 
find Steinfundamente und Kellerwände zu verſtehen. 


Zu H. 21. 


Der H. 21. des Reglements wird aufgehoben, und ſtatt deſſelben ver— 


ordnet: 


Auf Grund dieſer Vorlagen ($. 20.) und des Einverſtaͤndniſſes der 
Kreisdirektion kann die Provinzial⸗Direktion, wenn fie kein Bedenken dabei 
findet, oder der Antragende die Verſicherungs-Summe ſoweit, daß das Be— 
denken gehoben wird, herabzuſetzen einwilligt, die Genehmigung der Verſicherung 
ausſprechen. 


Kann die Rechtsguͤltigkeit der Verſicherung auf dieſe Weiſe nicht zu 
Stande gebracht werden, ſo ſteht ſowohl der Sozietät, als dem Gebaͤudebeſitzer 
frei, eine Abſchaͤtzung durch eine Abſchaͤtzungs-Kommiſſion zu verlangen. 


Zur Bildung der Abſchätzungs⸗Kommiſſlonen wird jeder Kreis durch den 
Kreisdirektor in mehrere Bezirke getheilt, und fuͤr jeden ſolchen Bezirk von 
demſelben eine Abſchaͤtzungs⸗Kommiſſion gebildet. Dieſe beſteht aus drei Mit⸗ 
gliedern der Sozietät, welche von der Kreisvertretung, in den Städten Poſen 
und Bromberg aber durch die Gemeindevertretung, gewaͤhlt werden und von 
welchen ein Mitglied der I. oder II. Klaſſe der Verſicherten, ein Mitglied der 
III. oder IV. Klaſſe und ein Mitglied der V. oder VI. Klaſſe angehören muß. 
Fur jedes Mitglied iſt zugleich ein Stellvertreter zu wahlen. In der Ab: 
ſchätzungs⸗Kommiſſion führt dasjenige Mitglied den Vorſitz, welches mit dem 
hoͤchſten Betrage bei der Sozietaͤt verſichert iſt. 


Es iſt nicht erforderlich, daß die Mitglieder der Abſchaͤtzungs⸗Kommiſſion 
Sachverftändige von Profeſſton find, vielmehr ift bei deren Wahl wur darauf 
zu ſehen, daß ſie die Faͤhigkeit haben, den Werth eines Gebaͤudes nach allge⸗ 
meinen Grundſaͤtzen richtig abzuſchaͤtzen, daß ſie zu den angeſehenſten und recht⸗ 
lichten Perſonen des Kreiſes gehören, den Bezirk und feine Bewohner genau 
kennen, und vermöge ihres Gewerbes und ihrer Verhaͤltniſſe bei dem Wieder⸗ 
aufbau der von ihnen abzuſchätzenden Gebaͤude, wenn ſolche abbrennen, kein 
Intereſſe haben. f 1 


Die Mitglieder der Abſchaͤtzungs⸗Kommiſſionen erhalten auf Verlangen 
funfzehn Silbergroſchen pro Mee e fungiren aber im llebrigen 
unentgeltlich. Dieſe Koſten traͤgt der Gebaͤudebeſitzer, wenn durch die Ab⸗ 
ſchaͤtzung die von ihm beantragte Verſicherungs-Summe ſich als unzuläffig 
herausſtellt; im entgegengeſetzten Falle die — 5 
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a. 


Gegen die in dieſer Weiſe geſchehenen Abſchaͤtzungen ſteht ſowohl der 
Sozietaͤt als auch dem N zu jeder Zeit die Berufung auf Auf⸗ 
nahme einer nochmaligen foͤrmlichen Taxe durch einen in jedem Falle von der 
Sozietaͤt zu wählenden Baubeamten zu; die Koſten dieſer Taxaufnahme, bei 
welcher die Abſchaͤtzungs-Kommiſſion und der Gebaͤude-Eigenthuͤmer zuzuziehen 
ſind, fallen dem Gebaͤude-Eigenthuͤmer nur dann, wenn derſelbe der Extrahent 
iſt und ſeine Beſchwerde grundlos befunden worden, in allen anderen Faͤllen 
aber der Sozietaͤt zur Laſt. f 


Zu H. 22. 
} un Worte: „auf Koſten des Eigenthuͤmers“ fallen aus (efr. Zuſatz 
zu F. 21.). N a . 
Zu H. 26. 


Der H. 26. wird aufgehoben, und ſtatt deſſelben verordnet: 


Regelmaͤßige periodiſche Reviſionen der Verſicherungs-Summen oder Taxen, 
um die durch den Verlauf der Zeit erfolgende Verminderung des Werths der 
verſicherten Gebaͤude im Auge zu behalten, ſind zwar nicht erforderlich; die 
Sozietät hat aber jederzeit das Recht, ſolche Reviſionen allgemein oder einzeln 
auf ihre Koſten durch die Magifträte reſp. Buͤrgermeiſter, Diſtrikts⸗Kommiſſa⸗ 
rien, Abſchaͤtzungs-Kommiſſionen, Spezialdirektoren und Baubeamte vornehmen 
zu laſſen. Ergiebt ſich nach deren Gutachten, daß ein Gebaͤude uͤberverſichert 
iſt, fo haben dieſelben uber den Befund eine Verhandlung, unter Zuziehung 
des Gebaͤude⸗Eigenthuͤmers, oder falls derſelbe nicht anweſend iſt, eine Regiſtra⸗ 
tur aufzunehmen, in welcher der Betrag, bis auf welchen die Verſicherung 
herabzuſetzen, anzugeben iſt. Zur Arbitrirung dieſes Betrages iſt die Anferti⸗ 
gung einer Taxe nicht nothwendig. Mit der Aufnahme dieſer Verhandlung 
reſp. Regiſtratur, deren Reſultat dem Gebaͤude⸗Eigenthuͤmer fpäteftens binnen 
drei Tagen bekannt zu machen iſt, wenn derſelbe nicht ſchon bei der Aufnahme 
der Verhandlung zugegen war, tritt die Herabſetzung in Kraft, und bleibt, 
wenn der Gebäude-Eigenthimer derſelben widerfpricht, fo lange in Wirkſamkeit, 
bis durch ein nach den HH. 21. und 22. einzuleitendes foͤrmliches Taxations⸗ 
verfahren das Maximum der verſicherungsfaͤhig bleibenden Summe feſtgeſtellt 
worden iſt. Der Widerſpruch des Gebaͤude⸗Eigenthuͤmers, welcher aber inner: 
halb vierzehn Tagen praͤkluſtwiſcher Friſt nach erfolgter Bekanntmachung der 
Abſchaͤtzung erklart fein muß, wird hierbei als eine foͤrmliche Berufung auf 
Aufnahme einer Taxe durch einen Baubeamten angeſehen. 


Die in Folge einer förmlichen Abſchätzung eines Baubeamten erforderlich 
werdenden Herabſetzungen treten mit dem Abſchluſſe des Taxinſtruments in 
Kraft. Dem Eigenthuͤmer iſt auch in dieſem Falle ſpaͤteſtens binnen drei 
Tagen die erfolgte Herabſetzung bekannt zu machen, wenn derſelbe nicht ſchon 
bei Aufnahme der Taxverhandlung zugegen war. 


Alle 
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Alle mit den Feuerſozietaͤts⸗Angelegenheiten beauftragten Beamten, ſo⸗ 
wie die Abſchaͤtzungs-Kommiſſionen und Ortsbehoͤrden find verpflichtet, ihr be— 
ſonderes Augenmerk darauf zu richten, daß die Verſicherungs-Summe niemals 
den wirklich noch vorhandenen Werth der verſicherten Gegenſtaͤnde uͤber⸗ 
e minder iſt der Verſicherte ſelbſt in ſolchen Faͤllen zur Anzeige 
verpflichtet. 


Uebrigens darf im Falle eines Brandes die zu gewaͤhrende Entſchaͤdi⸗ 
gung den unmittelbar durch den Brand, beziehungsweiſe durch die Loͤſchung 
deſſelben an den verſicherten Gebaͤuden reſp. anderen Gegenſtaͤnden entſtandenen 
Verluſt nicht uͤberſteigen, ſelbſt wenn die Verſicherungs-Summe hoͤher war. 
Die Sozietät hat jedoch letztenfalls den Nachweis zu führen, daß der Brand: 
ſchaden nicht ſo viel betrage, als die Verſicherungs-Summe. 


Zu H. 27. 


Der Schlußſatz des F. 27. des Reglements von den Worten „die Wir⸗ 
kung derſelben x. ab, wird mit Ruͤckſicht auf die Zuſatz⸗Beſtimmungen zu den 
§§. 15. und 26. aufgehoben. 


Zu H. 28. 


Der Schlußſatz des F. 28. von den Worten ab: „Jeder außerordentliche 
Beitrag ꝛc.“ wird aufgehoben. 


Zu H. 29. 


Außer dieſen Beiträgen ($. 28.) muß bei dem jedesmaligen Ausſchreiben 
noch auf einen Ueberſchuß zur Bildung eines eiſernen Fonds Ruͤckſicht genom⸗ 
men werden, welcher Ueberſchuß jedoch jährlich zwei Silbergroſchen pro bun- 
dert Thaler der Verſicherungs-Summe nicht uͤberſteigen darf. Derſelbe iſt 
unwiderrufliches Eigenthum der Sozietät. Austretende haben keinen Anſpruch 
daran zu machen. 


Zu F. 30. 


Zu den Erforderniſſen der Gebäude, welche in die erſte Klaſſe geſtellt 
werden follen, gehort auch, daß fie maſſive Giebel haben. Schmieden, die 
Stein- oder Metall⸗Bedachung haben, gehören zur achten Klaſſe. 


Zu H. 34. 


Der $. 34. des Reglements wird aufgehoben, und ſtatt deſſelben ver- 
ordnet: 
Der ordentliche Beitrag wird hiermit für. jede Halbjahrs⸗Rate in der 
erſten Klaſſe auf drei Silbergroſchen, in der zweiten auf vier Silbergroſchen, 
(Nr. 3788.) in 
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in der dritten auf fünf Silbergroſchen, in der vierten auf ſechs Silbergroſchen, 
in der fünften auf acht Silbergroſchen, in der ſechsten auf neun Silber: 
groſchen, in der ſiebenten auf neun Silbergroſchen und in der achten auf elf 
Silbergroſchen von jedem Einhundert Thaler Verſicherungswerth beſtimmt. 


Zu F. 35. 


Die Klaſſen⸗Eintheilung (F. 30.) und das vorbeſtimmte Beitragsverhaͤlt— 
niß der verſchiedenen Klaſſen Guſatz zu H. 34.) ſoll ausnahmsweiſe innerhalb 
der naͤchſten drei Jahre, mit Huͤlfe der inzwiſchen geſammelten Erfahrungen, 
einer neuen Prüfung, durch die Provinzial: Stände und das Reſultat derſelben, 
ſoweit es ſich dabei um Abaͤnderungen der beſtehenden Eintheilung handelt, 
Unſerer Genehmigung unterworfen werden. 


Zu $$. 44. und 44 b. 


Die Paragraphen 44. und 44 b. des Reglements werden aufgehoben und 
ſtatt derſelben verordnet: 


Sowie ein Feuerſchaden eingetreten iſt, muß ſofort nach der von dem 
Brande erhaltenen Nachricht eine Beſichtigung des Schadens durch den Ma— 
giſtrat reſp. durch den Diſtrikts⸗Kommiſſarius erfolgen. Ueberzeugt ſich der— 
ſelbe, daß unzweifelhaft ein Totalſchaden vorliegt, ſo iſt blos an Ort und 
Stelle eine Verhandlung aufzunehmen, wodurch dieſes Reſultat feſtgeſtellt wird. 
Handelt es ſich aber von einer partiellen Beſchaͤdigung, oder beſteht der ge— 
ringſte Zweifel daruͤber, ob ein Totalſchaden vorliegt, oder waltet der Verdacht 
einer ſtattgefundenen Ueberverſicherung ob, fo muß bei der Schadensbeſichtigung 
die vollſtaͤndige Abſchaͤtzungs-Kommiſſion (Zufaß zu H. 21.) ir acm und 
von letzterer, nachdem ſolche mit dem Geſichtspunkte, wonach ihr ſachkundiges 
Urtheil begehrt wird, genau bekannt gemacht worden, die Abſchaͤtzung der 
Schadensquote ſogleich an Ort und Stelle vorgenommen und zu Protokoll er⸗ 
Flärt werden. In beiden Fällen iſt auch der 5 ſelbſt zu der Ver⸗ 
handlung zuzuziehen und mit ſeiner Erklaͤrung zu Protokoll zu vernehmen. 


Die betreffenden Verhandlungen werden dann dem Kreis» Feuerfozietäts- 
Direktor zur weiteren Veranlaſſung eingereicht. Gegen das Reſultat der Ab— 
ſchaͤtzung durch die Kommiſſion ſteht ſowohl der Sozietaͤt, als auch dem Be— 
ſchaͤdigten die Befugniß zu, eine nochmalige Beſichtigung und Abſchaͤtzung des 
Schadens durch einen von der Sozietät zu requirirenden Baubeamten zu vers 
langen. Die Koſten dieſer nochmaligen Abſchaͤtzung trägt derjenige, zu deſſen 
Nachtheil dieſelbe ausfaͤllt, waͤhrend die Koſten der Abſchaͤtzungs-Kommiſſion 
allemal der Sozietaͤt zur Laſt fallen. 

Auf Grund des Reſultats der Beſichtigung und reſp. Abihägung bat 
demnaͤchſt ſchließlich die Provinzial = Feuerfozieräts » Direktion die Schadens⸗ 
Vergütung in jedem Falle durch beſondere Verfügung fefizufeßen, dieſe dem 
Se M behaͤndigen, und ein Inſinuations-Dokument zu den Akten bringen 
zu laſſen. 


Zu 
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Zu H. 47. 


Die Worte in dem Schlußſatz des $. 47. des Reglements: 
„gänzlich oder vorläufig“ 
fallen aus. ö 


Zu $. 54. 


Brandſchaͤden an Gebaͤuden, in welchen Dampfmaſchinen ſich befinden, 
bleiben jedoch von der Vergütung ausgeſchloſſen, wenn das Feuer durch Explo⸗ 
ſion des Dampfkeſſels entſtanden iſt. 


Zu $. 56. 


Der H. 56. des Reglements wird aufgehoben, und ſtatt deſſelben verordnet: 


Bei Totalſchaͤden wird die ganze verſicherte Summe vergütet, und auf 
die etwanigen Ueberbleibſel nichts in Nozug gebracht. ; 


Zu $. 65. 


| Das wiederhergeſtellte Gebäude muß aber denſelben Zwecken, wie das 

abgebrannte dienen. Bei Wirthſchaftsgebaͤuden iſt jedoch nachgelaſſen, daß ſtatt 
eines Stalles eine Scheune und umgekehrt erbaut werden, und uͤberhaupt auch 
hier nach Maaßgabe des F. 66. Dispenſation dahin eintreten kann, daß ſtatt 
des abgebrannten der Bau eines zu anderen Zwecken dienenden Gebaͤudes, als 
wozu das abgebrannte beſtimmt war, geſtattet werde. 


Zu $. 67. 


Der $. 67. wird aufgehoben, und ftatt feiner verordnet: 

Die obere Leitung der Feuer-Sozietäts-Gefchäfte uͤbernimmt proviſoriſch, 
unter der Firma als Provinzial⸗Feuerſozietaͤts⸗Direktion, der Oberpraͤſident, 
unter Beihuͤlfe der von ihm auszuwaͤhlenden und von den Disziplinar-Miniſtern 
zu genehmigenden Mitglieder der Regierung zu Poſen. a 

Der geſetzliche Stellvertreter des Oberpräſidenten vertritt denſelben in 
Abweſenheits- und Behinderungsfaͤllen. 


Zu H. 68. 


Der $. 68. des Reglements wird aufgehoben, und ſtatt deſſelben verordnet: 

Die Funktionen der Provinzial⸗Feuer⸗Sozietaͤts⸗Kaſſe übernimmt gleich- 

falls proviſoriſch die Provinzial⸗Inſtitutenkaſſe zu Poſen gegen eine in dem Etat 

der Sozietaͤt auszuwerfende, von den betreffenden Miniſtern zu beſtimmende 
Remuneration. 

(Nr. 3788.) Zu 
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3u $. 69, 


Der $. 69. des Reglements wird aufgehoben, und ſtatt deſſelben verordnet: 

Die dem Oberpraͤſidenten beigeordneten Regierungs-Mitglieder ($. 67.) 
beziehen auf die Dauer ihrer Beſchaͤftigung aus der Provinzial-Feuerſozietaͤts⸗ 
Kaſſe angemeſſene Remunerationen auf den Grund eines Verwaltungskoſten— 
Etats, welchen der Oberpraͤſident aufzuſtellen und der Genehmigung Unſeres 
Miniſters des Innern zu unterwerfen hat. 

Die Buͤreaugeſchaͤfte werden theils von beſonderen fuͤr die Sozietaͤt an⸗ 
geſtellten Beamten, welche Unſer Oberpraͤſident innerhalb der durch den Etat 
feſtgeſtellten Schranken auf Lebenszeit zu ernennen hat, theils aushuͤlfsweiſe 
von Subalternen Unſerer Regierung zu Poſen gegen angemeſſene Remune⸗ 
rationen nach Auswahl und reſp. Beſtinmnung des Oberpraͤſidenten beſorgt. 
Dieſe Sozietaͤtsbeamten ſind ruͤckſichtlich ihrer Amtsverhaͤltniſſe als mittelbare 
Staatsbeamte zu betrachten, und fie find, als ſolche, namentlich dem Diszi- 
plinargeſetze vom 21. Juli 1852. unterworfen. 


Zu H. 70, 


Die Schlußbeſtimmung des $. 70. des Reglements von den Worten ab: 
„Der Letztere hat nicht allein ꝛc.“ 
wird aufgehoben, und ſtatt derſelben verordnet: 

Der Letztere (Kreis-Feuerſozietaͤts-Rendant) hat nicht allein die Kreis⸗ 
Feuerſozietaͤts-Kaſſe zu verwalten, ſondern zugleich auch diejenigen Subaltern⸗ 
gefchäfte, welche ihm gemaͤß einer beſonderen von Unſerm Oberpraͤſidenten zu 
erlaſſenden Inſtruktion werden uͤbertragen werden, zu verſehen. 


Zu $. 72. 


Der letzte Satz des H. 72. des Reglements von den Worten ab: 
„Die Kreisſteuer-Einnehmer und die beiden Rendanten 20.” 
wird aufgehoben, und ſtatt deſſen verordnet: 
Die Kreisſteuer-Einnehmer und die beiden Rendanten zu Poſen und 


Bromberg (H. 71.) hingegen beziehen ſtatt Gehaltes von allen durch ſie ver— 
einnahmten Geldern eine Tantieme von Ein Prozent. 


Zu F. 77. 


Nach Maaßgabe der Beſtimmung des H. 77. des Reglements iſt kuͤnftig 
das Kataſter in dreifacher a anzulegen und weiter durchzufuͤhren. 
Das dritte Exemplar wird bei der Ortsobrigkeit aufbewahrt, welche verpflichtet 
iſt, jedem Sozietaͤts-Mitgliede innerhalb beſtimmter Stunden die Einſicht deſſel— 
ben zu geſtatten. ’ 5 
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Zu F. 79. 


Die alljaͤhrlichen Veraͤnderungs⸗Vermerke find in triplo berichtlich an 
die Provinzial⸗Feuerſozietaͤts⸗-Direktion einzuſenden. 


Zu F. 80. | 


Die Hh. 80—83: des Reglements werden aufgehoben und an dere 
Stelle verordnet: 


Anträge auf ſofortigen Eintritt in die Sozietät, oder auf ſofortige Er: 
hug der“ erſicherungs⸗Summe, oder Erhöhung der Klaſſen in Folge bauli⸗ 
cher Veränderungen (Juſatz zu H. 15.) konnen unter der Bedingung des $. 15. 
u jeder Zeit bei dem Magiſtrat reſp. Diſtrikts⸗Kommiſſarius angebracht werden. 
Dieſe haben ſofort und ſpaͤteſtens innerhalb vierzehn Tagen den Antrag zu pruͤfen, 
das zur Vervollſtaͤndigung deſſelben Erforderliche zu verfuͤgen, oder, falls ſol⸗ 
cher dem Reglement entſprechend ſubſtantürt iſt, denſelben dem Kreis-Feuerſo⸗ 
zietäts⸗Direktor einzureichen. Der Letztere hat ohne Verzug und ſpateſtens in⸗ 
nerhalb vierzehn Tagen den Antrag, unter Beifügung der erforderlichen Veraͤnde⸗ 
rungs⸗Nachweiſung, an die Provinzial⸗Direktion berichtlich einzureichen oder 
binnen gleicher Friſt den Antrag an den Magiſtrat oder reſp. Diſtrikts-Kom⸗ 
miſſarius behufs der Vervollftändigung zuruͤckzuſenden. Die Provinzial⸗Direk⸗ 
tion hat gleichfalls ohne Verzug und ſpaͤteſtens binnen vierzehn Tagen entweder die 
Genehmigung der eingereichten Anträge aus zuſprechen, oder aber das Erforder⸗ 
liche zur Erledigung ihrer etwanigen Bedenken zu verfügen. 


Zu H. 81. 


Wenn die definitive Genehmigung des Antrages nicht laͤngſtens binnen 
drei Monaten nach der Anmeldung ertheilt wird, ſo ſoll, wenn die rechtliche Wir⸗ 
kung des Antrages nach F. 15. nicht ſchon fruͤher beginnt, und der Antragende 
nicht ſelbſt an der Verzögerung Schuld iſt, der erſt ſpaͤter genehmigte Antrag 
doch ſchon mit Ablauf jener drei Monate in Wirkſamkeit treten. 


Zu $. 82. 


Neue Gebäude muͤſſen, ſobald fie fertig find, durch die Beſitzer bei dem 
Magiſtrat reſp. Difritte-Rommiffartie A 1 — angemeldet werden. 
Geſchieht dies nicht, fo muͤſſen die Gebaͤude gleichwohl, falls fie zur Auf⸗ 
nahme geeignet find, von Amtswegen mit dem Minimum von 25 Thalern ka⸗ 
taſtrirt werden und die Beſitzer haben von dem Zeitpunkte der Kataſtrirung ab 
die Beitraͤge zu zahlen. 
Wer die Verſicherungs⸗Summe erhöhen will, hat ſpaͤteſtens ſechs Wochen 
vor dem regelmaͤßigen Eintrittstermine (1. Januar oder 1. Juli) ſeinen dies⸗ 
Jahrgang 1853. (Nr. 3788.) 64 faͤlli⸗ 
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faͤlligen Antrag anzubringen. Geſchieht dies nicht rechtzeitig, ſo tritt die Er⸗ 
hoͤhung erſt von dem Tage ab in Kraft, von welchem das Genehmigungs⸗ 
Dekret der Provinzial-Direktion datirt iſt. Der Antragſteller muß jedoch in die⸗ 
ſem Falle die Beitraͤge von der Summe, um welche die Verſicherung erhoͤht 
worden iſt, fuͤr das volle Halbjahr zahlen. 


Zu H. 83. 


Wer die Verſicherungs⸗Summe herabſetzen oder ganz aus der Sozietät, 
wenn dies fonft zuläffig, ausſcheiden will, ſowie derjenige, welcher die Klaſſe 
eines Gebäudes außer dem Falle des H. 15. in fine erhöhen laſſen will, muß 
fein Geſuch bei dem Magiſtrat reſp. Diſtrikts⸗Kommiſſarius ſechs Wochen vor 
dem 1. Januar reſp. 1. Juli anbringen, und bis zu den gedachten Tagen voll⸗ 
ſtaͤndig ſubſtantüren, widrigenfalls die Herabſetzung der Verſicherungs-Summe, 
die Entlaſſung aus der ozietaͤt oder die Klaſſenerhoͤhung erſt mit dem naͤch⸗ 
ſten regelmaͤßigen Rezeptionstermine eintritt, inſofern alsdann der Antrag ge— 
hoͤrig begruͤndet ſein ſollte. f 


Sollte ein Gebaͤude, deſſen Herabſetzung beantragt worden iſt, vor dem 
naͤchſten Eintrittstermine 21 oder theilweiſe abbrennen, ſo wird die Brand— 
Entſchadigung nur nach der herabgeſetzten Verſicherungs-Summe feſtgeſtellt. 


Zu $. 84. 


Die nach $. 84. des Reglements von den Kreis- (oder Stadt-) Feuer⸗ 
ſozietäts⸗Direktoren einzureichenden Berichte, Anträge x. muͤſſen in ſpaͤteſtens 
vier Wochen in den Haͤnden der Provinzial-Direftion fein. 


Zu H. 85. 
Der erſte Satz des $. 85. wird aufgehoben, und ſtatt deſſelben verordnet: 


Nach Eingang dieſer Ausfertigungen (§. 84.) muß der Kreis⸗ (oder 
Stadt-) Feuerſozietaͤts-Direktor dem Eigenthuͤmer eine Beſcheinigung, daß die 
Gintragung der begehrten Verſicherung reſp. Erhöhung, Klaſſenveraͤnderung 
oder Loͤſchung im Kataſter ſtattgefunden habe, durch den Magiſtrat reſp. Die 
ſtrikts⸗-Kommiſſarius zufertigen. 


Zu g. 86. 


Der $. 86. wird dahin geändert: 


Bei entſtehenden Brandunfaͤllen muß der Buͤrgermeiſter reſp. Diſtrikts⸗ 
Kommiſſarius, bei Vermeidung einer verhaͤltnißmaͤßigen Ordnungsſtrafe, dem 
Kreis⸗Landrath laͤngſtens binnen 24 Stunden nach Dämpfung des Feuers von 
demſelben mit Bezeichnung der Kataſternummer des verunglückten Gebäudes 
Nachricht ertheilen und letzterer ſeinerſeits von der eingegangenen Wan 
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der Provinzial⸗Direktion mit der nächften Poſt eine kurze Anzeige erſtatten. Der 
Buͤrgermeiſter reſp. Diſtrikts⸗Kommiſſarius muß demnaͤchſt die Schadensaufnahme 
Guſatz zu $$. 44. und 44 b.) ohne . und längſtens in drei Tagen nach 
dem ſtattgehabten Brandſchaden reſp. ſe bit vollſtaͤndig bewirken oder durch die 
Abſchaͤtzungs⸗Kommiſſion veranlaffen. Die Verhandlung über die Schadensauf⸗ 
nahme iſt ſofort an den Kreisdirektor einzufenden, welcher dieſelbe noͤthigenfalls 
an Ort und Stelle zu prüfen und binnen acht Tagen berichtlich an die Provinzial⸗ 
Direktion einzureichen hat. 


Zu F. 94. 


Der H. 94. des Reglements wird aufgehoben, und ſtatt deſſelben Folgen⸗ 
des verordnet: a 5 

Die Provinzial⸗Feuerſozietäts⸗Kaſſe ſoll niemals einen höheren baaren Kaſ⸗ 
ſenbeſtand als 10,000 Rthlr. haben. Alle Ueberſchuſſe, ſowie der H. 29. die⸗ 
ſer Verordnung erwaͤhnte eiſerne Fonds ſind in inländiſchen Staatspapieren, 
Pfandbriefen, oder bei der Bank zinsbar anzulegen. 


Zu F. 906. 


Die Provinzial⸗Feuerſozietaͤts⸗Direktion iſt in beſonders dazu geeigneten 
Fällen ermächtigt, Reſte, ohne die Exekution in das Grundſtück durch Subha⸗ 
ſtation vollſtrecken zu laſſen, niederzuſchlagen, wenn die Beitreibung derſelben 
auf dieſem Wege zweifelhaft oder mit unverhaͤltnißmaͤßigen Koſten verknuͤpft iſt. 


Zu $. 98. 


Die Worte in dem Schlußſatz des H. 98. des Reglements: 
„alle einzelnen Ausgabepoͤſte an gezahlten Brandverguͤtungsgeldern mit 
Benennung der Empfaͤnger“ gezah n 
werden aufgehoben, und treten an deren Stelle die Worte: 


die Summe der gezahlten Brandverguͤtungsgelder. 


Zu F. 122. 
Der H. 122. des Reglements wird, wie folgt, geaͤndert: 


Jeder Buͤrgermeiſter oder Diſtrikts⸗Kommiſſarius ift verbunden, die ihm 
nach dem Reglement und dieſer Verordnung obliegenden Geſchaͤfte auszufüh- 
ren, ohne auf weitere Entſchaͤdigung als 15 Sgr. pro Meile Reiſekoſten An⸗ 
ſpruch zu haben, wenn behufs jener Ausführung Lokalunterſuchungen und des⸗ 
falls Reiſen nothwendig find. Bezuͤglich der gedachten Gefchäfte find die ge⸗ 
nannten Beamte als Beamte der rovinzial⸗ und reſp. Kreisdirektion zu be⸗ 
trachten und verpflichtet, deren Weiſungen und Inſtruktionen Folge zu leiſten. 


(Nr. 3788.) Zu 
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Zu F. 124. 


Außer den Prämien, welche von der Provinzial⸗Direktion nach H. 124. 
des Reglements angewieſen werden konnen, ſoll dieſelbe auch befugt fein, Beam: 
ten und anderen Perſonen, welche Brandſtifter ermitteln, wenn dieſe des Ver⸗ 
brechens uͤberfuͤhrt werden, nach den Umſtaͤnden Prämien oder Belohnungen 
von fuͤnf bis Einhundert Rthlr. zu bewilligen. 


Gegeben Sansſouei, den 6. Juni 1853. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Weſtphalen. 


Redigirt im Büreau des Staats ⸗Miniſteriums. 
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Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerel 
(Rudolph Deder.) 


